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Die steuerliche Diskriminierung der Eigenkapitalfinanzierung gegenüber der Fremdkapitalfinanzierung ist ein altes Problem.

Nun hat auch die EU-Kommission das Thema für sich entdeckt. Im Rahmen der Initiative der EU-Strategie für Unternehmens-

besteuerung schlägt sie einen Freibetrag vor, der die Erhöhung des Eigenkapitals steuerlich so behandeln soll wie die Finan-

zierung von Schulden. Die Erhöhung des Eigenkapitals eines Steuerpflichtigen von einem Steuerjahr zum nächsten soll von

der Steuerbemessungsgrundlage abgezogen werden, ähnlich wie Zinsen als Kosten für Schulden. Diese Regelung soll in der

EU zu einem fairen und effizienten Steuersystem führen und so einen Beitrag zur Kapitalmarktunion leisten. Die Steuervor-

schriften seien geeignet, falsche Anreize zu bieten, nämlich die Fremdfinanzierung gegenüber der Eigenkapitalfinanzierung

zu wählen. Ferner soll der Zugang zu Finanzmitteln für Unternehmen in der EU erleichtert und die Integration der nationa-

len Kapitalmärkte in einen echten Binnenmarkt gefördert werden. Zudem soll die Anfälligkeit der Unternehmen für unvor-

hergesehene Veränderungen im Unternehmensumfeld durch übermäßige Verschuldung verringert werden, die zwangsläufig

durch die Begünstigung der Fremdfinanzierung gefördert wird. Die Verringerung der übermäßigen Abhängigkeit von Fremd-

finanzierungen und die Unterstützung einer möglichen Neugewichtung der Kapitalstruktur der Unternehmen könne sich

positiv auf Wettbewerbsfähigkeit und Wachstum auswirken. Mal sehen, ob diese Idee Eingang in die deutschen steuerrecht-

lichen Vorschriften findet. Sinnvoll wäre sie allemal!

Entscheidungen
EuGH: Technische Unterstützungsleistun-

gen, die an eine in einem anderen Mitglied-

staat ansässigeGesellschaft erbrachtwerden

– Rechtsmissbrauch – Tatsachenwürdigung –

Unzuständigkeit

Der Gerichtshof der Europäischen Union ist für

die Beantwortung der Vorlagefragen, die der

Fővárosi Törvényszék (Hauptstädtischer Ge-

richtshof, Ungarn) mit Entscheidung vom 28.

September 2020 gestellt hat, nicht zuständig.

EuGH, Urteil vom 16.6.2022 – C-596/20
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1493-1

unter www.betriebs-berater.de

EuGH: Dividenden aus Streubesitzanteilen

– Erstattung der von einer gebietsfremden

Gesellschaft entrichteten Kapitalertragsteu-

er – freier Kapitalverkehr – Grundsatz der

Verhältnismäßigkeit

Art. 63 AEUV ist dahin auszulegen, dass er einer

Bestimmung in der Steuergesetzgebung eines

Mitgliedstaats entgegensteht, die die Erstattung

der Kapitalertragsteuer auf Dividenden, die aus

unterhalb der – von der Richtlinie 90/435/EWG

des Rates vom 23. Juli 1990 über das gemeinsa-

me Steuersystem der Mutter- und Tochtergesell-

schaften verschiedener Mitgliedstaaten in der

durch die Richtlinie 2003/123/EG des Rates vom

22. Dezember 2003 geänderten Fassung vorge-

sehenen – Schwellenwerte liegenden Beteili-

gungen stammen und an eine in einem anderen

Mitgliedstaat ansässige Gesellschaft ausgeschüt-

tet werden, von dem Nachweis abhängig macht,

dass die Steuer bei dieser Gesellschaft oder ihren

unmittelbaren oder mittelbaren Anteilseignern

nicht angerechnet oder als Anrechnungsvortrag

berücksichtigt oder abgezogen werden kann,

während eine solche Bedingung für die Erstat-

tung der Kapitalertragsteuer, die eine gebietsan-

sässige Gesellschaft, die Einkünfte gleicher Art

bezieht, entrichtet, nicht vorgesehen ist.

EuGH, Urteil vom 16.6.2022 – C-572/20
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1493-2

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Einkünftekorrektur nach § 1 Abs. 1

AStG bei gewinnmindernder Ausbuchung

einer unbesichert im Konzern begebenen

Darlehensforderung

1. Die Abgrenzung zwischen betrieblich veran-

lassten Darlehen und durch das Gesellschaftsver-

hältnis veranlassten Einlagen ist anhand der Ge-

samtheit der objektiven Verhältnisse vorzuneh-

men. Einzelnen Kriterien des Fremdvergleichs ist

dabei nicht die Qualität unverzichtbarer Tatbe-

standsvoraussetzungen beizumessen (Bestäti-

gung des Senatsurteils vom 29.10.1997 – I R 24/

97, BFHE 184, 482, BStBl II 1998, 573, unter II.2.).

2. Die fehlende Darlehensbesicherung gehört zu

den „Bedingungen“ i. S. des § 1 Abs. 1 AStG, die

im Rahmen einer Gesamtbetrachtung zur

Fremdunüblichkeit der Geschäftsbeziehung füh-

ren kann; Gleiches gilt für Art. 9 Abs. 1 OECD-

MustAbk (hier: Art. 9 DBA-Belgien 1967) – Bestä-

tigung der Senatsrechtsprechung.

3. Ob ein unbesichertes Konzerndarlehen im

Rahmen einer Gesamtbetrachtung aller Umstän-

de des Einzelfalls fremdvergleichskonform ist,

hängt davon ab, ob auch ein fremder Dritter –

ggf. unter Berücksichtigung möglicher Risiko-

kompensationen – das Darlehen unter gleichen

Bedingungen ausgereicht hätte (Bestätigung

der Senatsrechtsprechung).

4. Wäre ein unbesichertes Konzerndarlehen nur

mit einemhöheren als dem tatsächlich vereinbar-

ten Zinssatz fremdüblich, hat eine Einkünftekor-

rektur vorrangig in Höhe dieser Differenz zu erfol-

gen (Bestätigungder Senatsrechtsprechung).

5. Im Rahmen von Feststellungen zum Fremdver-

gleich ist dieAusreichungunbesicherterDarlehen

durch fremde Dritte an die Konzernobergesell-

schaft nicht geeignet, die Würdigung des einer

(Tochter-)Gesellschaft eingeräumten Darlehens

am Maßstab einer fremdüblichen Kreditgewäh-

rung zu ersetzen (Bestätigung der Senatsrecht-

sprechung).

BFH, Urteil vom 13.1.2022 – I R 15/21
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1493-3

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Knock-out-Zertifikate keine Terminge-

schäfte i. S. von § 15 Abs. 4 S. 3 EStG/Ab-

ziehbarkeit von Gebühren für eine verbind-

liche Auskunft nach § 10 Nr. 2 Halbs. 2 KStG

1. Der Begriff des „Termingeschäfts“ i. S. von

§ 15 Abs. 4 Satz 3 EStG ist im Grundsatz nach

wertpapier- und bankenrechtlichen Maßgaben

zu bestimmen und vom Kassageschäft abzu-

grenzen. Das Ausmaß der spezifischen Gefähr-

lichkeit eines konkreten Geschäfts spielt weder

für die Qualifizierung als Termingeschäft noch

als Kassageschäft eine Rolle (Fortentwicklung

des Senatsurteils vom 21.02.2018 – I R 60/16,

BFHE 261, 35, BStBl II 2018, 637). Knock-out-Pro-

dukte in Form von Zertifikaten (hier: Unlimited

TurboBull Zertifikate) unterfallen als Kassage-

schäfte nicht dem Ausgleichs- und Abzugsver-

bot des § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG.

2. Die Gebühren für eine verbindliche Auskunft

unterfallen als „Kosten“ dem Abzugsverbot nach

§ 10 Nr. 2 Halbsatz 2 KStG, wenn diese – abstrakt

betrachtet – auf eine der in § 10 Nr. 2 Halbsatz 1

KStG genannten Steuern entfallen. Einer darüber

hinausgehenden Akzessorietät, wonach die ver-

bindliche Auskunft auf eine bestimmte, festge-

setzte und nicht abziehbare Steuer entfällt, be-

darf es nicht.

BFH, Urteil vom 8.12.2021 – I R 24/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-1493-4

unter www.betriebs-berater.de

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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